Liebe Genossinnen und liebe Genossen, 
„das also auch noch“, so denken sicherlich einige von Euch. Und sie haben ja auch Recht, die Bewerbung um die Direktkandidatur unserer Partei im Wahlkreis 84 wirft die Frage auf, ob ich wahnsinnig bin, Karrieristin oder einfach nur antrete, weil sonst keiner und keine will. 
Der Vorwurf des Karrierismus trifft mich nicht. Oder besser gesagt, er trifft mich nicht mehr.  Zu früheren Zeiten hat mich das wütend gemacht, heute sehe ich wie diejenigen die den Vorwurf erheben selbst Karriere machen. Es geht nach meiner Einschätzung bei einem solchen Vorwurf nicht wirklich um das „Karriere machen“ sondern dieser Vorwurf ersetzt die Auseinandersetzung mit Verhaltensweisen oder Positionen von Leuten. Ich will aber, dass man sich mit mir, meinen Positionen oder Verhaltensweisen auseinandersetzt und deshalb sage ich nicht ohne stolz: Ja, ich habe in dieser Partei, der ich seit 1990 angehöre Karriere gemacht.  Ich war stellv. Landesvorsitzende und bin jetzt stellv. Parteivorsitzende. Ich kann über diese Funktionen Einfluss nehmen auf Debatten um Programme und Strukturen.  Ich war eine kurze Zeit im Jahr 2002 bei der einen Quellpartei beschäftigt und verdiene seit dem Jahr 2005 meine Brötchen bei der Fraktion DIE LINKE im Deutschen Bundestag.  Ich weiß, dass ich eine Privilegierte bin, denn aus meiner Sicht sind Genossinnen und Genossen die ihren Lebensunterhalt über die Partei oder die Fraktionen verdienen privilegiert und gerade deshalb erwarte ich von Ihnen ein besonderes ehrenamtliches Engagement für und in dieser Partei.  Aber ist das alles schlimm oder verwerflich? 

Und natürlich hat es auch etwas Wahnsinniges an sich, wenn ich nun auch noch im Wahlkampf hier bei uns direkt antreten möchte und mich um Platz 5 auf der Landeliste unserer Partei bewerben werde.  Ich habe schon viele Wahlkämpfe gemacht, bei denen ich nicht selbst kandidiert habe und auch dort hat sich mein Wahnsinn schon gezeigt. Ruhig irgendwo zusehen, sitzenbleiben oder etwas laufen lassen, das ist nicht meine Art. Ich muss in Bewegung sein und verbreite fast immer Hektik wenn es um Arbeit geht. Ich versuche regelmäßig Sport zu treiben und lebe trotzdem nicht gesund. Ich liebe Antrags- und Satzungsdebatten, Wahlkampfaktionen der unerwarteten Art und freue mich auf Debatten in Schulen, Vereinen und auf der Straße. 
Und natürlich ist es so, dass sich die Kandidatinnen und Kandidaten hier im Wahlkreis nicht gedrängelt haben. Na und? Das heißt ja nun nicht, dass ich eine schlechte Wahl bin. Ich bin mittlerweile selbstbewusst genug, dass ich mir zutraue gegenhalten zu können und auch mal anzugreifen. Dabei soll es nicht vordergründig um mich gehen, sondern um unsere Partei und ihre Positionen.  Ich liebe diesen Bezirk in dem ich wohne seit ich nach Berlin gezogen bin und was mir an ganz konkreter Kenntnis fehlt, da wird es Unterstützung geben. Knut hat mir angeboten, mich im Wahlkampf zu begleiten und ich habe dieses Angebot sehr erfreut angenommen.  

Ich kenne die Konkurrenten und die Konkurrentin, ich stecke in den Debatten unserer Partei und ich glaube ich bin in der Lage im Wahlkampf unsere beschlossenen Positionen zu vertreten, auch wenn sie mal nicht 100%ig mit meiner eigenen ganz persönlichen Überzeugung übereinstimmen. Ich bin eine Kämpferin und ich glaube das werden wir in diesem Wahlkampf benötigen.  
Ich will an dieser Stelle darauf verzichten, im Detail Ausführungen zur gesellschaftspolitischen Lage und unseren Antworten darauf zu geben.  Zum einen haben Klaus und Claudia einiges gesagt, zum anderen informiert ihr Euch selbst und braucht keine Agitation, das hebe ich mir lieber für den Wahlkampf auf. 
Wenn ihr mich wählt, dann trete ich für unsere Partei in einem Wahlkreis an, der aus meiner Sicht ein ganz besonderer Wahlkreis ist. Das hat etwas mit dem Zuschnitt des Wahlkreises zu tun, wo Ost und West aufeinandertreffen, mit dem Bevölkerungsaustausch der insbesondere im Friedrichshain stattgefunden hat und natürlich mit der großen Anzahl von Migrantinnen und Migranten. Ich glaube, dass ich hier die richtige Kandidatin für unsere Partei bei weil ich aus meiner bundespolitischen Verankerung heraus agieren kann, in einem Wahlkreis wo aus meiner Sicht die Bundespolitik aufeinandertreffen wird. Hier treffen die Parteien des „Vergessens der eigenen jüngeren Geschichte“, also Grüne und SPD auf die bezirklichen Splitterparteien CDU und FDP, die allerdings bundesweit bedauerlicherweise im Aufwärtstrend sind.  Hier können wir punkten mit unseren alternativen Vorschlägen und Ideen.  Wir können explizit deutlich machen, wofür wir stehen:  Soziale Gerechtigkeit, Antiprivatisierung, Integration, Frieden und Bürgerrechte. Und wir haben die Möglichkeit deutlich zu machen, dass dies in Opposition und Regierung möglich ist authentisch zu vertreten. 
Es wird in diesem Wahlkampf darauf ankommen die Erinnerung an die Rot-Grüne Regierungszeit wieder ins Gedächtnis zu rufen. Die Erinnerung daran, dass es die Rot-Grüne Bundesregierung war, die völkerrechtswidrige Angriffskriege wieder salonfähig gemacht hat und die Rot-Grüne Bundesregierung die Hartz IV – Gesetze eingeführt hat um nur zwei Beispiel zu nennen.  Rot-Grün hat die Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich massiv vorangetrieben und auch Hans Christian Ströbele hat diesen Kurs im Wesentlichen mitgetragen. Dass FDP und CDU, diesen Kurs eher als unzureichend betrachten und betrachtet haben und noch größere Einschnitte befürworten würden, macht es nicht besser. Deshalb müssen wir im Wahlkampf deutlich machen: Wir als LINKE stehen gegen Krieg als Mittel der Politik, wir als LINKE stehen für die Überwindung von Hartz , wir stehen für den gesetzlichen Mindestlohn und für eine armutsfeste Rente.  Und wir als LINKE stehen für gleiche Recht für alle hier lebenden Bürgerinnen und Bürger. Die doppelte Staatsbürgerschaft einzuführen,  das Asylrecht wiederherzustellen und das Wahlrecht all jenen zu übertragen die einen gewissen Zeitraum in Deutschland leben sind unsere Antworten auf Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Ich bin überzeugt, man muss nicht Migrantin sein um Migrationspolitik zu machen. Ich verstehe Migrationspolitik als Querschnittsthema und deshalb kommt es darauf an, die besonderen Interessen und Lebenslagen von Migrantinnen und Migranten immer mitzudenken. 
Ich möchte durch meinen Wahlkampf insbesondere dazu beitragen, dass unsere Partei ein gutes Zweitstimmenergebnis erreicht. Ich möchte durch Angriff und nicht durch Verteidigung am Mythos Hans-Christian Ströbele kratzen. Mit einem „Ströbele-Sündenregister“ will ich im Wahlkampf deutlich machen, dass Ströbele nicht das aufrechte linke Gewissen der Grünen ist, sondern eben ein ganz normaler Grüner.  Es war Hans-Christian Ströbele, um nur ein Beispiel zu nennen, der im Jahr 2004 für die Grünen das sog. Luftsicherheitsgesetz begründet hat. Dieses Gesetz, mittlerweile vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig eingestuft, erlaubte unter bestimmten Umständen den Abschuss von Passagierflugzeugen.  Im Jahr 2004 erklärt Hans-Christian Ströbele
 noch, dass das Gesetz keine Regelung enthalte zum Abschuss von Flugzeugen, die mit Passagieren besetzt sind. Die Regelung im Gesetz war aber eindeutig.
 Nachdem das Bundesverfassungsgericht das Gesetz für Verfassungswidrig erklärte, begrüßte Hans-Christian Ströbele das Urteil
. Ich finde, unser Bezirk hat es nicht verdient durch einen Abgeordneten im Bundestag vertreten zu sein, der seine Meinungen wechselt wie andere die Unterhosen und der sich dafür hergibt solche Gesetze wie das Luftsicherheitsgesetz zu begründen. Und da Hans-Christian Ströbele in einem Interview
 schon über das Rentnerdasein nachgedacht hat, sollten wir ihn in seinen Plänen für „ein einfaches Leben auf dem Lande mit Hund und Esel, dafür ohne Strom und fließendes Wasser“ unterstützen. Auch in dem wir Hans-Christian Ströbele immer daran erinnern, dass er von der Grünen Partei im Wahlkreis aufgestellt worden ist. Er muss sich deshalb auch die Kommunalpolitik der Grünen zurechnen lassen. Und deshalb muss man immer wieder betonen, dass man die Grünen dazu tragen musste, endlich eine Lösung für das Problem Bethanien zu finden und an ihre wechselvolle Position in der Frage des Spreeraums erinnern. 
Ich will im Wahlkampf den Splitterpositionen von Vera Lengsfeld, die für die Splitterpartei CDU antritt,  ein selbstbewusstes LINKES Geschichtsbild entgegensetzen. Das liebe Genossinnen und Genossen bedeutet aber auch, deutlich zu machen, dass unsere Idee eines Sozialismus nicht identisch ist mit dem, was in der DDR Sozialismus genannt wurde. Das bedeutet zu akzeptieren, dass Vera Lengsfeld in der DDR bitterböse mitgespielt wurde, dass aber ihre Art der einseitigen Verteufelung der DDR gerade nicht dazu beiträgt, diese Geschichte verantwortungsvoll aufzuarbeiten. Wir setzen auf ein differenziertes Bild ohne die Fehler, Verbrechen und Irrtümer zu leugnen. 
Björn Böhning von der SPD-Linken trägt tatsächlich keine Verantwortung für die Politik von Rot-Grün in den Jahren 1998-2005, allerdings muss er sich für die Politik der SPD in der Großen Koalition in Mithaftung nehmen lassen.  Schon deshalb wird er sich in diesem Wahlkampf entscheiden müssen, ob er an seine Zeiten bei den Jusos anknüpfen will oder als Vertreter der SPD-Bundespolitik agieren möchte. 
Zu Herrn Löhning von der FDP sage ich jetzt einfach nichts. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich möchte in allererster Linie einen Straßenwahlkampf machen. Ich will nicht darauf warten, dass die Menschen zu uns kommen, sondern zu den Menschen gehen. Also rein in die Wahlkampf-Weste und in die Kneipe, rauf aufs Fahrrad und ran an den Infostand. 
Darüber hinaus möchte ich aber auch das Experiment wagen, im Internet Wahlkampf  zu machen. Ein wenig habe ich damit bereits angefangen und ich würde das gern fortsetzen. Eben weil es vorrangig um ein gutes Zweitstimmenergebnis gehen soll, will ich als stellv. Parteivorsitzende über diesen Wahlkreis hinaus Wählerinnen und Wähler erreichen. Selbstverständlich wird der Wahlkampf im Wahlkreis aber das bestimmende Element auch der Internetaktivitäten sein. 

In dem Wahlkampf will ich gemeinsam mit Euch deutlich machen: Wir als LINKE haben gute Vorschläge und sind auch bereit sie praktisch umzusetzen. Sicherlich wird der Wahlkampf nicht fehlerfrei laufen, wenn ihr mich wählt bitte ich aber um Eure Solidarität. Lasst uns gemeinsam kämpfen, lasst uns gemeinsam die Wahlen danach auswerten. Wenn Fehler unterlaufen, lasst sie uns im solidarischen miteinander klären. 
Lasst mich als letztes noch kurz darauf eingehen, warum ich mich auf Listenplatz 5 der Landesliste Berlin bewerben möchte.  Dieser Platz ist kein sicherer Listenplatz, aber ich möchte das Angebot unterbreiten, in der neuen Fraktion im Rechtsausschuss mitzuarbeiten und Rechtspolitik zu machen. Ich wünsche mir, dass wir diesen Bereich als einen politisch wichtigen akzeptieren. 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

ich bitte Euch um Eure Stimme um mit Euch gemeinsam in diesen Wahlkampf zu gehen und viele Stimmen für die jüngste Partei im Bezirk, unsere Partei DIE LINKE,  zu erreichen.  Lasst uns gemeinsam am Lack der anderen kratzen und kämpfen. 
DANKE. 









� Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege Burgbacher, in diesem Gesetz findet


sich gerade keine Regelung für den Abschuss eines Flugzeuges, das mit Passagieren besetzt ist, die 


überhaupt keinen Bezug zu einem terroristischen Anschlag haben. Diese Regelung findet sich in dem


Gesetz nicht. 





� § 14 Abs. 3: „Die unmittelbare Einwirkung mit Waffengewalt ist nur zulässig, wenn nach den Umständen davon auszugehen ist, dass das Luftfahrzeug gegen das Leben von Menschen eingesetzt werden soll, und sie das einzige Mittel zur Abwehr dieser gegenwärtigen Gefahr ist.“ 





� Ich selber war an der Ausarbeitung und Formulierung gerade dieses in Rede stehenden Absatzes des § 14 des Luftsicherheitsgesetzes beteiligt.[…] Wir, Bündnis 90/Die Grünen, und ich selber respektieren nicht nur, sondern wir begrüßen diese Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts aus voller Überzeugung und mit ganzem Herzen, weil sie historisch zu nennen ist, weil sie richtig ist und weil in ihr die Würde des Menschen als unantastbar bezeichnet wird, wie es in Art. 1 des Grundgesetzes verankert ist. 





� http://www.in-berlin-brandenburg.com/Berliner/Stroebele_01.html
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